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Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Jugendhilfeausschusses am Mittwoch den 21.02.2018 um 
17:00 Uhr im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, 
Sitzungssaal 2

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
15.11.2017

3. Bericht  der Verwaltung

4. Bericht über die Umsetzung von Beschlüssen VO/2018/428

5. Neufassung der Richtlinie über die Gewährung von 
Beihilfen für junge Menschen in vollstationären 
Jugendhilfemaßnahmen

VO/2018/426

6. Förderung von Familienzentren
1) Verteilung der Landesmittel 2018/2019
2) Verteilung der Mittel zur Förderung des 
Schwerpunktes Integration

VO/2018/422-001

7. Finanzierung des laufenden Betriebes von 
Kindertagesstätten - Fortschreibung der Evaluation und 
Bericht zur Perspektive 2020

VO/2018/423

8. Ausbau der Kindertagesbetreuung - Sachstand zu den 
Förderprogrammen 2015 - 2018 und 2017 - 2020

VO/2018/421

9. Kindertagesstättenbedarfsplan - Änderungen VO/2018/429

10. Jugendarbeit - Vertragsanpassung zwischen dem Kreis 
und dem Kreisjugendring

VO/2018/427

11. Projekt zur Budgetierung von Leistungen der 
Schulbegleitung

VO/2018/425

12. Jugendschöffenwahl 2018 - Amtsperiode 2019 - 2023 VO/2018/424

13. Verwendung des Jahresüberschusses 2016 der 
Fördesparkasse

VO/2017/372-001

14. Verschiedenes
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/428
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Bericht über die Umsetzung von Beschlüssen
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Jugendhilfeausschuss Kenntnisnahme

Sachverhalt: 
Die Übersicht zeigt den Bericht über die Umsetzung von Beschlüssen durch die 
Verwaltung.
Der Ausschuss wird um Kenntnisnahme gebeten.

 

Thomas Voerste

Anlage/n: 

TOP 4.



TOP 4.



TOP 4.



TOP 4.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/426
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Neufassung der Richtlinie über die Gewährung von Beihilfen für junge 
Menschen in vollstationären Jugendhilfemaßnahmen
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Jugendhilfeausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt die Änderung der Richtlinie entsprechend der 
Vorlage. 

Sachverhalt: 
Die Regelungen für die Gewährung von Beihilfen bei Hilfen nach § 19 SGB VIII 
(Gemeinsame Wohnformen für Mutter/Vater und Kind), § 34 SGB VIII 
(Heimerziehung) sowie § 33 SGB VIII (Vollzeitpflege) sollen künftig in einer Richtlinie 
zusammengefasst werden. Bislang galten zwei getrennte, aber inhaltlich 
weitestgehend identische Regelungen. Die Richtlinie zu Beihilfen für Pflegekinder ist 
zuletzt in der Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 19.02.2014 beschlossen und 
mit Wirkung ab 01.01.2014  in Kraft gesetzt worden.

Neben redaktionellen Änderungen und Klarstellungen war die Anpassung einiger 
Beihilfehöhen erforderlich geworden. Grundlage und Orientierungsrahmen für die 
Festlegung der einzelnen Beträge sind die einschlägigen Bestimmungen im SGB 
VIII, die Landesunterhaltsverordnung (LUVO) sowie die Regelung zur 
Mietobergrenze des Jobcenters.

Die dargestellten Änderungen führen insgesamt zu  Mehrkosten von jährlich ca. 
46.000.-€, wobei etwa 28.000.-€ Mehrkosten auf die geplante Anpassung der 
Miethöhe beim betreuten Wohnen entfällt. Näheres ist der Anlage zu entnehmen. 
 
Die Änderungsvorschläge sind im Einzelnen rot markiert und der anliegenden 
Richtlinie zu entnehmen.
 
Der Ausschuss wird um Beratung und Beschlussfassung zur Änderung bzw. 
Neufassung der Richtlinie gebeten. 

TOP 5.
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Finanzielle Auswirkungen: 
Siehe Anlage

Anlage/n: 

TOP 5.



TOP 5.



TOP 5.



TOP 5.



TOP 5.



TOP 5.



TOP 5.



TOP 5.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/422-001
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Förderung von Familienzentren
1) Verteilung der Landesmittel 2018/2019
2) Verteilung der Mittel zur Förderung des Schwerpunktes Integration
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Jugendhilfeausschuss Entscheidung

 
Beschlussvorschlag:

1. Der Jugendhilfeausschuss beschließt, die Verteilung der Landesmittel 
entsprechend der beiliegenden Übersicht für die Jahre 2018 und 2019 
vorzunehmen und ab 2020 eine Neuregelung vorzunehmen.

2. Der Jugendhilfeausschuss beschließt, die Mittel zur Förderung des 
Schwerpunktes Integration für 2018 und 2019 für alle bestehenden 
Familienzentren auszuschreiben und bedarfsgerecht zu verteilen.

Sachverhalt:
 

1. Verteilung der Landesmittel zur Förderung von Familienzentren
 

Das Land Schleswig-Holstein fördert seit 2014 den Auf- und Ausbau von 
Familienzentren. Seit dem Jahr 2015 stehen dem Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Landesmittel in Höhe von 200.000 € zur Verfügung. Zuschüsse an einzelne Träger 
von Familienzentren können bis zur Höhe von 25.000 € für Personal- und 
Sachkosten gewährt werden.
 
Gefördert werden bestehende bzw. aufzubauende Anlaufstellen für Familien im 
Sozialraum unter Berücksichtigung der vorhandenen Angebotsstrukturen. Dabei 
müssen die in dem Erlass des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft 
und Gleichstellung geforderten Zuwendungsvoraussetzungen erfüllt werden. 
 
Nach Maßgabe des Landes müssen Familienzentren Angebote in folgenden 
Handlungsfeldern entwickeln. 

TOP 6.



                                                           Seite: 2/3

1. Stärkung der Kompetenz der Eltern durch individuelle Beratung und 
Begleitung in ihren jeweiligen Lebenssituationen,

2. Förderung einer bruchlosen Bildungsbiografie,
3.  Stärkung des effektiven Übergangs von der Kita zur Grundschule
4. Förderung von sozial besonders benachteiligten Kindern
5. Stärkung der Erziehungskompetenz durch Elternbildung
6. Förderung der Integration
7. Unterstützung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie z.B. durch 

Ganztagsbetreuungsangebote.

Mindestens drei der Handlungsfelder müssen im Konzept der Einrichtung dargelegt 
werden. 
 
Voraussetzung ist außerdem die Erstellung einer Sozialraumanalyse (Analyse der 
Angebote und Bedarfe), aus der sich der regionale Bedarf für ein Familienzentrum 
ergibt. 
 
Der Jugendhilfeausschuss hat im Jahr 2015 beschlossen, die Förderung im Rahmen 
eines Projektes über einen Zeitraum von vier Jahren zu vergeben – unter dem 
Vorbehalt der weiteren Zurverfügungstellung der Mittel durch das Land.

Für die Jahre 2015 – 2018 war eine Verteilung der Mittel entsprechend der 
beiliegenden Übersicht beschlossen worden. Da insgesamt 10 Projekte die 
Zuwendungsvoraussetzungen erfüllen, war eine Verteilung der zur Verfügung 
stehenden Mittel entsprechend der Belastungen im Sozialraum vorgenommen 
worden.
 
Mit Erlass des Ministeriums vom 11.12.2017 (siehe Anlage) wird die Förderung von 
Familienzentren für die Jahre 2018 – 2019 verändert.
Die dem Kreis zur Verfügung stehende Gesamtfördersumme steigt von 200.000 € 
auf 307.351 €.
Zuschüsse an einzelne Träger von Familienzentren können nunmehr bis zu einer 
Höhe von 35.000 € für Personal- und Sachkosten gewährt werden können.

Ziel der im Jahr 2015 beschlossenen Projektförderung war, den Trägern verlässliche 
Planungen für den Zeitraum bis 2018 zu ermöglichen.
Das Land hat die Förderung nunmehr für 2019 fortgeschrieben. 
Ab 2020 wird im Rahmen der Neuordnung der Kindertagesstättenfinanzierung auch 
die Förderung von Familienzentren neu geregelt.

Fachlich kann daher nur vorgeschlagen werden, die Steigerung von 53,68 % auf die 
bestehenden Förderprojekte (Landesmittel) entsprechend des Beschlusses aus dem 
Jahr 2015 umzulegen und die die Höchstförderung von 35.000 € übersteigende 
Summe (1.376,60 €) auf die geringer geförderten Projekte umzulegen.

Eine Neuverteilung entsprechend der festgelegten Belastungsfaktoren ist in der 
Anlage beigefügt. Die Steigerung durch den Landeserlass berücksichtigt die 
tatsächlichen Bedarfe und sichert eine sachgerechte Weiterentwicklung der 
Familienzentren bis 2019.

Darüber hinaus fördert der Kreis Rendsburg-Eckernförde nunmehr insgesamt 4 
Projekte, die für die Dauer von 3 Haushaltsjahren mit jährlichen Kreismitteln von 
15.000 € ausgestattet werden.

TOP 6.
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2. Verteilung der Mittel zur Förderung des Schwerpunktes „Integration“

Das Land Schleswig-Holstein stellt für Familienzentren zusätzliche Mittel in Höhe von 
2 Mio € zur Verfügung. Der Kreis Rendsburg-Eckernförde erhält für das Jahr 2018 
178.503 €.
 
Gemäß Erlass vom 11.12.2017 ist beabsichtigt, die Arbeit der Familienzentren für 
den Schwerpunkt „Integration“ zu stärken und deren Aufgabenspektrum zu 
erweitern.  Die Mittel sollen wie folgt eingesetzt werden:

 Förderfähig sind die bereits aus Landesmitteln geförderten Familienzentren, 
darüber hinaus kann der Kreis entscheiden, auch weitere Familienzentren zu 
beteiligen.

 Im Sozialraum des Familienzentrums muss eine nennenswerte Zahl von 
Familien mit Flucht- oder Migrationshintergrund leben.

 Das Familienzentrum muss den Schwerpunkt der Integration gewählt haben.
 Mit den Fördermitteln kann auch die Qualifizierung von vorhandenen 

Sprachmittlern bzw. Kita-Lotsen bezuschusst werden, sofern dies nicht bereits 
durch Bundesmittel geschieht. 

 Förderfähig sind daneben Aufwendungen für die Beschäftigung von 
Sprachmittlern bzw. Kitalotsen. 

 Auch personelle Aufstockungen zur verstärkten Ansprache der genannten 
Zielgruppe sind förderfähig. 

 Die Familienzentren können die im Zusammenhang mit dem Handlungsfeld 
entstehenden spezifischen Sachkosten abrechnen. 

 
Die im Kreis Rendsburg-Eckernförde vorhandenen Familienzentren werden über die 
zusätzliche Fördermöglichkeit unterrichtet und aufgefordert, bis 15.05.2018 Anträge 
einzureichen und den Bedarf an dieser zusätzlichen Förderung inhaltlich und in der 
benötigten Förderhöhe zu beschreiben.
 
Mit dem Antrag ist zu bestätigen, dass im Sozialraum eine nennenswerte Zahl von 
Familien mit Flucht- oder Migrationshintergrund leben und das Familienzentrum 
einen Schwerpunkt Integration gewählt hat. 
 
Nach Prüfung der Anträge  wird die Verteilung der Mittel vorgenommen.
Von den im Jahr 2017 zur Verfügung stehenden Mitteln in Höhe von 164.733 € 
konnten 158.167 € bedarfsgerecht verteilt werden.

Der Unterausschuss Kindertagesbetreuung empfiehlt dem Jugendhilfeausschuss 
einstimmig die Beschlussvorschläge umzusetzen.

Christina Mönke

Anlage/n:

TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.



TOP 6.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 06.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/423
öffentlich
06.02.2018
Mönke, Christina

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FD 3.1 Kinder, Jugend, Sport Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Finanzierung des laufenden Betriebes von Kindertagesstätten - 
Fortschreibung der Evaluation und Bericht zur Perspektive 2020
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Unterausschuss Kindertagesbetreuung Kenntnisnahme
Öffentlich Jugendhilfeausschuss Beratung

Sachverhalt: 
Im Jahr 2015 wurden die Beziehungen in der Finanzierung des laufenden Betriebes 
von Kindertagesstätten in einer gemeinsamen Evaluation zwischen Kreis und 
Kommunen untersucht.
Die Fortschreibung der Ergebnisse wurde vereinbart.
Die erste Fortschreibung wurde im Jahr 2017 präsentiert.
 
Die Arbeitsgruppe mit Vertretern aus den Ämtern Bordesholm, Nortorfer Land, 
Dänischer Wohld sowie den Städten Rendsburg und Büdelsdorf hat auf der 
Grundlage der Verwendungsnachweise eine erneute Fortschreibung der Ergebnisse 
vorgenommen und neue Prognosen erstellt. 

Das Ergebnis wird in den anliegenden Folien dargestellt und im Ausschuss erläutert.
 
Der Unterausschuss Kindertagesbetreuung und der Jugendhilfeausschuss werden  
um Kenntnisnahme gebeten. 

Ein Bericht über die Regelungen für die Jahre 2018 und 2019 sowie die Perspektiven 
einer Neuordnung der Kita-Finanzierung erfolgt ebenfalls im Ausschuss.

Mönke

Anlage/n: 

TOP 7.



TOP 7.



TOP 7.



TOP 7.



TOP 7.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 06.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/421
öffentlich
06.02.2018
Mönke, Christina

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FD 3.1 Kinder, Jugend, Sport Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Ausbau der Kindertagesbetreuung - Sachstand zu den 
Förderprogrammen 2015 - 2018 und 2017 - 2020
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Unterausschuss Kindertagesbetreuung Kenntnisnahme
Öffentlich Jugendhilfeausschuss Kenntnisnahme

Sachverhalt: 
Mit den Investitionsprogrammen „Kinderbetreuungsfinanzierung“
2008 – 2013
2013 – 2014 und
2015 –  2018 
unterstützen und unterstützen Bund und Land den Ausbau an Betreuungsplätzen für 
die Kindertagesbetreuung.
 
Mit dem derzeit laufenden Investitionsprogramm 2015 bis 2018  wurden dem Kreis 
Rendsburg-Eckernförde Bundes- und Landesmittel in Höhe von insgesamt 
8.630.629,81 € (inkl. Restmittel aus dem „Windhundverfahren“ beim Land) zur 
Verfügung gestellt. Im Unterschied zu den bisherigen Investitionsprogrammen 
umfasst dieses Programm auch Mittel für die Schaffung von Betreuungsplätzen für 
Kinder im Alter von drei Jahren bis Schuleintritt sowie Mittel für eine qualitative 
Verbesserung bzw. den Erhalt  von Betreuungsplätzen  einer Einrichtung 
(„qualitätsverbessernde Maßnahmen“). 
Die Fördermittel aus dem laufenden Investitionsprogramm 2015 bis 2018 sind bereits 
vollständig gebunden. 
 Es konnten 48 Maßnahmen gefördert werden, davon

 5 Neubaumaßnahmen
 16 Umbau- und Erweiterungsbaumaßnahmen
 5 Umwandlungsmaßnahmen (kleine Umbauten)
 21 Ausstattungsmaßnahmen zur Qualitätsverbesserung
 1 Ausstattungsinvestition für Kindertagespflege

Insgesamt konnten 615 neue Plätze geschaffen werden (300 U 3 und 315 Ü 3). Die 
Gesamtzahl der geförderten Plätze für qualitätsverbessernde Maßnahmen liegt bei 
1676.

TOP 8.
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Der Bund hat zwischenzeitlich weitere Mittel im Rahmen eines 
Investitionsprogramms 2017 bis 2020 zur Verfügung gestellt.
Der Kreis verfügt hier über einen Fördermittel in Höhe von 3.490.000 €. 
Nach Beschluss des Jugendhilfeausschusses vom 22.02.2017 wird auch hierfür das 
Verfahren nach Antragseingang („Windhundverfahren“)  durchgeführt. Bereits aus 
dem vorangegangenen Verfahren vorliegende aber bislang nicht bewilligte Anträge 
sollen dabei Berücksichtigung finden.

Die Fördermittel aus diesem Investitionsprogramm sind inzwischen ebenfalls 
vollständig gebunden (die Bescheide sind in der Erstellung).

Es können 31 Maßnahmen gefördert werden, davon
 9 Neubaumaßnahmen
 9 Umbau- und Erweiterungsbaumaßnahmen
 2 Umwandlungsmaßnahmen (kleine Umbauten)
 11 Ausstattungsmaßnahmen zur Qualitätsverbesserung

Insgesamt können 395 neue Plätze geschaffen werden, (176 U 3 und 219 Ü 3). Die 
Gesamtzahl der geförderten Plätze für qualitätsverbessernde Maßnahmen liegt bei 
700.

Der Verwaltung liegt ein übersteigendes Antragsvolumen für 3 Maßnahmen in Höhe 
von 1.172.300 € vor, für welche keine Mittel zur Verfügung stehen.

Die Übersicht zeigt, dass weiterhin Bedarf für den Ausbau der Betreuungsplätze U 3, 
verstärkt aber auch für den Ausbau des Ü 3 Angebotes besteht. Die Anzahl der 
qualitätsverbessernden Maßnahmen macht zudem deutlich, dass die 
Erhaltungsmaßnahmen für bestehende Einrichtungen weiter dringend erforderlich 
sind.

Mönke
.

Finanzielle Auswirkungen: 
ohne

Anlage/n: 
ohne

TOP 8.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/429
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Kindertagesstättenbedarfsplan - Änderungen
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Beschlussvorschlag: 
Der Jugendhilfeausschuss stimmt den Änderungen zum Bedarfsplan gem. Anlage 
zu.

 
Christina Mönke

Anlage/n: 

TOP 9.



TOP 9.



TOP 9.



TOP 9.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/427
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Jugendarbeit - Vertragsanpassung zwischen dem Kreis und dem 
Kreisjugendring
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Jugendhilfeausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
1) Der Jugendhilfeausschuss beschließt die Anpassung des Vertrages zwischen 

dem Kreis und dem Kreisjugendring zum 01.01.2018 entsprechend des 
Vertragsentwurfes in der Anlage.

2) Die Verwaltung wird beauftragt, die Vertragsregelungen jeweils im 3. 
Haushaltsjahr des Vertrages in der ersten Sitzung des 
Jugendhilfeausschusses zur Beratung vorzulegen.

3) Das Kuratorium für die Jugendarbeit erhält ergänzend zu den im Vertrag 
geregelten Aufgaben einmal jährlich einen Bericht zu den Aktivitäten des 
Kreises in allen Handlungsfeldern der Jugendarbeit.

Sachverhalt: 
Der Kreisjugendring ist durch Aufgabenübertragung für den Kreis und durch die 
Förderung satzungsgemäßer Aufgaben sowie durch Projektarbeit in vielen 
Aufgabenfeldern der Jugendarbeit aktiv. Die beiliegende Übersicht zeigt die 
Handlungsfelder sowie die vereinbarte Förderung durch den Kreis Rendsburg-
Eckernförde.

Die Handlungsfelder der satzungsgemäßen Aufgaben und des Projektes „Streetwork 
mobil“ sollen durch die Vertragsanpassung zusammen geführt und in einem Budget 
durch den Kreisjugendring verwaltet und genutzt werden. Die projektbezogene Arbeit 
im ländlichen Raum macht eine bedarfsgerechte Flexibilisierung dieses 
Förderbereiches erforderlich.

Eine Erhöhung der Zuschüsse wird durch den Kreisjugendring nicht beantragt, 
obwohl die Vereinbarungen zu den Fördersummen auf veralteten Grundlagen 
beruhen. Durch Prozessoptimierungen und Aufgabenkritik gelingt es dem 

TOP 10.



                                                           Seite: 2/2

Kreisjugendring mit den zur Verfügung stehenden Mitteln weiterhin die sachgerechte 
Aufgabenwahrnehmung sicherzustellen.

Das Kuratorium für die Jugendarbeit empfiehlt dem Jugendhilfeausschuss 
einstimmig, die Änderung des Vertrages zum 01.01.2018 zu beschließen. 
Die Fördersumme soll auf 46.000 € gerundet werden.

Außerdem soll die Verwaltung beauftragt werden, dem Kuratorium aus den weiteren 
Handlungsfeldern der Jugendarbeit (offene Kinder- und Jugendarbeit, Streetwork 
Rendsburg/ Eckernförde etc.) zu berichten. Der Jugendhilfeausschuss wird 
anlassbezogen unterrichtet.

Eine ausführliche Darstellung der Änderungen erfolgt im Ausschuss. 

Christina Mönke

Finanzielle Auswirkungen: 
ohne

Anlage/n: 

TOP 10.



TOP 10.



TOP 10.



TOP 10.



TOP 10.



TOP 10.



TOP 10.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/425
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Projekt zur Budgetierung von Leistungen der Schulbegleitung
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Jugendhilfeausschuss Entscheidung

 
Beschlussvorschlag:
Der Jugendhilfeausschuss beauftragt die Verwaltung spätestens bis zum 
Beginn des kommenden Schuljahres (2018/2019) ein neues Projekt zur 
Budgetierung von Leistungen der Schulbegleitung zu entwickeln. Die 
Ziele des Projektes sind:

1. Alle Schülerinnen und Schüler der Grundschulen im Kreis 
Rendsburg-Eckernförde mit Anspruch auf Schulbegleitung nach 
dem SGB VIII erhalten eine bedarfsgerechte Unterstützung 

2. Schulen, Schulamt und Jugendamt beteiligen sich im Rahmen ihrer 
Aufgaben kooperativ an dem Projekt

3. Die Kostensteigerungen bei der Schulbegleitung werden begrenzt

Die Verwaltung wird zudem beauftragt, auf Grundlage der 
Projektbeschreibung ein Interessenbekundungs- bzw. Vergabeverfahren 
einzuleiten.

Begründung:
Das Entwicklungsprojekt  „Schulbegleitung / Schulassistenz“ startete im 
Februar 2016 und endet im Sommer 2018. Der Jugendhilfeausschuss 
war am 11.11.2015 mit dem Beschluss befasst.

TOP 11.
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Die Ziele des Projektes waren: 

 Schule und Jugendhilfe sind eine Verantwortungsgemeinschaft, die 
gemeinsam die betroffenen Kinder unterstützt.

 Die vorhandenen Ressourcen für die erforderlichen Hilfen werden 
rechtskreisübergreifend verknüpft. Die Schule leistet den 
sogenannten Kernbereich der pädagogischen Arbeit durch den 
Einsatz eigener Ressourcen. Jugendhilfemittel sind um  50% 
gemindert.

 Ein freier Träger der Jugendhilfe übernimmt mit einem festen 
Budget die Gesamtverantwortung für die Umsetzung notwendiger 
Unterstützungsleistungen.

Nach übereinstimmender Auffassung von Jugendamt, Schulamt und 
Leistungserbringer wird die im Projekt erprobte Herangehensweise, in 
gemeinsamer Verantwortung und unter Nutzung eines festgelegten 
Budgets über die geeignete Unterstützung von Schülerinnen und 
Schülern mit Bedarf an einer Schulbegleitung nach dem SGB VIII zu 
entscheiden, als erfolgreich bewertet.

Im Rahmen des Projektes konnte gewährleistet werden, dass die 
leistungsberechtigten Kinder  die erforderlichen Hilfen erhielten. Schule 
und Jugendhilfe entwickelten ein Verfahren, um gemeinsam über den 
Einsatz von Ressourcen und Hilfen zu entscheiden. 

Bei der vorgesehenen Weiterentwicklung des Projektes soll künftig noch 
deutlicher darauf geachtet werden, dass die Schulen im Rahmen ihres 
pädagogischen Kernauftrages zur Unterstützung der 
leistungsberechtigten Schülerinnen und Schüler beitragen.  Außerdem 
müssen Verfahren vereinbart werden, die eine stärkere Kontrolle des 
Budgets ermöglichen. Das im abgelaufenen Projektjahr bereit gestellte 
Budget war nicht auskömmlich gewesen. Als Hauptursache hierfür 
waren nicht vorgesehene Steigerungen bei den Personalkosten 
identifiziert worden. 

Mit dem Schulamt ist  abgestimmt, dass ein künftiges 
Entwicklungsprojekt folgende Eckpunkte enthalten soll:

 Das Projekt richtet sich ausschließlich an Schülerinnen und 
Schüler der Grundschulen des Kreises. Bedarfe von 
Schülerinnen und Schülern im Sek 1 Bereich werden im 
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Einzelfall durch die Fachgruppe  Eingliederungshilfen 
entschieden. 

 Die Entscheidungsgremien  sollen näher an den Schulen 
angesiedelt werden, dazu werden je nach Region bis zu 8 
Schulen zu einem Ressourcen-Netzwerk gebündelt. Auf dieser 
Basis soll es künftig 6 Ressourcen-Netzwerke in 3 Regionen 
geben

 In den Entscheidungsgremien sind neben den Schulen und der 
Eingliederungshilfe die schulische Erziehungshilfe sowie der 
Jugend- und Sozialdienst vertreten.

 Der Ressourcenaufwand der im Kernbereich der pädagogischen 
Arbeit liegenden Aufgaben soll durch Schule sichergestellt 
werden. Dazu werden die Schulleitungen künftig direkt in den 
Entscheidungsprozess mit eingebunden.

 Die Gesamtaufwendungen pro Region werden auf der 
Grundlage von  Fallstunden in einem Budget zusammengefasst. 
Die Höhe der Budgets orientiert sich an 
Jahresdurchschnittswerten.

 Das Projekt hat eine Laufzeit von drei Jahren und wird evaluiert.

Mit dem Projekt erfüllt der Kreis seine Förderverpflichtung nach dem 
Sozialgesetzbuch VIII (Kinder- und Jugendhilfe). 

 Thomas Voerste

Finanzielle Auswirkungen: 
Das Budget wird für die Ausschreibung berechnet.

Anlage/n: 
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Entwicklungsprojekt zur Zusammenführung der Unterstützungssysteme 
von Schule, Jugendhilfe und Sozialhilfe 
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Auftragserfüllung  
  

Qualität 

Wirtschaftlichkeit 

Ziele Kennzahl Erhebungsform Jahr 

    

 Die Aufwendungen für 
Schulbegleitungen sind um 50% 
reduziert . 

 Aufwendungen pro Jahr 

 Anzahl der Fälle 

 Std. Schulbegleitung  

 Daten werden aus 
dem Programm des 
Jugendamtes bzw.  
der Dokumentation der 
Projektträger erhoben, 
jährlich im Vergleich zu 
2014 und 2015 

 2016 

 2017 

• Mit einem 

rechtskreisübergreifendem 

Verfahren wird über bedarfs-

gerechte Hilfen für Schülerinnen 

und  Schüler mit besonderem 

Unterstützungsbedarf entschieden. 

 Das Verfahren wird in 70 % der 
Fallentscheidungen 
angewendet. 

 Einstufung des päd. 
Kernbereichs liegt vor. 

 

 Auswertung der 
Protokolle 

 Workshop mit 
Koordinierungs-
gruppen 

 2017  

 Die Hilfen ermöglichen die 
Teilhabe am Unterricht. 

 Eltern und Schule sind an der 
Erarbeitung der Hilgfen beteiligt. 

 Die Zusammenarbeit mit „dem 
Entscheidungsgremium“ ist gut. 
 
 

 z.B. „70 % der befragten 
Klassenleitungen stimmen den 
Aussagen zu.“ 

 Befragung der 
Klassenleitungen 

 Sommer 
2016 

 2017  

08.02.2018 
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Evaluation des Entwicklungsprojektes zur Zusammenführung der Unterstützungssysteme von Schule, Jugendhilfe und Sozialhilfe 

08.02.2018 

Aussagen vom Treffen der Koordinierungsgruppen, Dez. 2017 

• Multiprofessionelle Perspektiven sind konstruktiv 

• Instrument zur Ermittlung des päd. Kernbereichs ist hilfreich und 
wird angewendet. 

• Definition des pädagogischen Kernbereichs ist herausfordernd. 

• Kaum Einfluss auf schulische Ressourcen 

• Gutes Arbeitsklima 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/424
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Jugendschöffenwahl 2018 - Amtsperiode 2019 - 2023
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Jugendhilfeausschuss Entscheidung

 
Beschlussvorschlag: 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt, bei der Auswahl der Jugendschöffinnen und 
Jugendschöffen das gleiche Verfahren wie im Jahr 2013 anzuwenden.

Sachverhalt:
Aufgrund der allgemeinen Verfügung des Ministeriums für Justiz, Kultur und Europa 
des Landes Schleswig-Holstein vom 13.12.2012 (SH Anzeigen S.15- Anlage 1) in 
Verbindung mit den Vorschriften des Jugendgerichtgesetzes und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes sind für die Geschäftsjahre 2019 – 2023 
Jugendschöffen zu wählen.

Mit Schreiben vom 12.01.2018 hat das Amtsgericht Kiel die vom Kreis aufzustellende 
Vorschlagsliste auf die Anzahl von 13 Frauen und 13 Männern festgesetzt. Die 
Vorschlagsliste und Einsprüche sind bis zum 01.09.2018 beim Amtsgericht Kiel 
einzureichen.

Im Wahljahr 2013 wurden die Vorschläge von Kandidaten zur Wahl von  
Jugendschöffinnen und Jugendschöffen von den Städten, amtsfreien Gemeinden, 
Ämtern des Kreises, Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbände, dem 
Kreisjugendring, Sportverband und den Fraktionen erbeten.

Thomas Voerste

TOP 12.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 08.02.2018

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2017/372-001
öffentlich
08.02.2018
Mönke, Christina

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Mönke, Christina

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Verwendung des Jahresüberschusses 2016 der Fördesparkasse
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Jugendhilfeausschuss Beratung

Sachverhalt: 
Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung am 01.02.2018 (VO/2017/372) einstimmig 
beschlossen, die Fachausschüsse aufzufordern, Vorschläge für die Verwendung des 
Jahresüberschusses 2016 zu entwickeln und dem Hauptausschuss zur 
abschließenden Beschlussfassung in seiner Sitzung am 19.04.2018 vorzulegen.

Die Projekte mit Bezug zum Jugendhilfeausschuss sind alle im Haushalt 2018 
abgebildet.

Der Ausschuss wird um Beratung gebeten.

Thomas Voerste

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 

TOP 13.
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